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TOP I.10:  Bericht der länderoffenen Arbeitsgruppe „Bereinigung des Systems der 

Rechtswegzuweisungen“ 

 

Berichterstattung:  Schleswig-Holstein und Hamburg 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht der länderoffenen Ar-

beitsgruppe „Bereinigung des Systems der Rechtswegzuweisungen“ zur Kenntnis.  

 

Vor dem Hintergrund der Beschlüsse der 76. und 79. Konferenz der Justizministerin-

nen und Justizminister vom Juni 2005 und Juni 2008 und auf der Grundlage dieses 

Berichts sind die Justizministerinnen und Justizminister weiterhin der Auffassung, 

dass in einzelnen Bereichen ein Bedarf für eine Rechtswegbereinigung besteht.  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich insbesondere für folgende 

Maßnahmen aus: 

 

a) Streichung der abdrängenden Sonderzuweisung und der speziellen Verfahrens-

regeln im Zahlungskontengesetz, 
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b) Konzentration der regulierungsrechtlichen Entscheidungen nach dem Energie-

wirtschaftsgesetz (EnWG), Kohlendioxid-Speicherungsgesetz (KSpG), Tele-

kommunikationsgesetz (TKG), Postgesetz (PostG), Allgemeinen Eisenbahn-

gesetz (AEG) in einer Gerichtsbarkeit, 

 

c) Durchführung der bereits im Jahr 2009 im Gesetz zur Modernisierung von Verfah-

ren im anwaltlichen und notariellen Berufsrecht angekündigten Evaluierung; 

gleichzeitig umfassende Prüfung, wie sich eine weitere Harmonisierung des Be-

rufsrechts aller freien Berufe verwirklichen lässt, 

 

d) Überprüfung der bestehenden Rechtswegzuweisungen im Falle einer Novellie-

rung des Vergaberechts. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister halten es für erwägenswert, 

 

a) die Streitigkeiten im Bereich der Amtshaftung (Artikel 34 Satz 3 GG) der für den 

Primärrechtsschutz zuständigen Gerichtsbarkeit zuzuweisen (Konzentration von 

Primär- und Sekundärrechtsschutz), 

 

b) die Streitigkeiten über Enteignungsentschädigungen (Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 

GG) der für den Primärrechtsschutz zuständigen Gerichtsbarkeit zuzuweisen 

(Konzentration von Primär- und Sekundärrechtsschutz), 

 

c) im Falle einer Änderung der Artikel 34 Satz 3, Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 GG die 

Auffangzuständigkeit nach Artikel 19 Absatz 4 Satz 2 GG zugunsten der Verwal-

tungsgerichtsbarkeit zu ändern, 

 

d) im Falle einer Änderung des Artikels 14 Absatz 3 Satz 4 GG die Rechtswegzu-

weisung weiterer einfachgesetzlicher Entschädigungsansprüche zu prüfen und 

ggf. anzupassen. 
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4. Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen die Länder Schleswig-

Holstein, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen, die im Bericht der Ar-

beitsgruppe zu den Themen „Amtshaftung“ und „Enteignungsentschädigung“ in Er-

wägung gezogene Möglichkeit einer Adhäsionsregelung zu prüfen, und ggf. einen 

Regelungsvorschlag zu entwickeln. 

 

5. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Bundesminister der Justiz und 

für Verbraucherschutz, bei zukünftigen Gesetzgebungsvorhaben das Anliegen einer 

systemgerechten Rechtswegzuweisung wieder verstärkt zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


